
Presseerklärung

Das Kriegsverbrechen am Fluß von Kunduz am 04. September 2009 jährt sich zum 4. Mal!

Am 04. September 2009, ca. 01:45 Uhr, fragten die US-Bomber Piloten, die unnötige zivile Opfer 
befürchten, den Oberst Klein und seinen Stab: "Bestätigt er, zum letzten Mal, dass von diesen 
Menschen eine unmittelbare Bedrohung ausgeht!" Er antwortet wahrheitswidrig: "Ja." Sodann, 
um 01:49 Uhr afghanischer Uhrzeit, starben 142 unschuldige Menschen, darunter Dutzende von 
Kindern, viele wurden verletzt; bis heute sind viele verschollen. Kinder, Eltern, Mütter, Frauen 
suchten nach Leichenteilen ihrer Angehörigen; unter erheblicher psychischer Beeinträchtigung 
stellten manche Väter oder Mütter Körperteile von Menschen sicher, in der Annahme, dass ihr 
Kind so aussah. Dieses unvergessliche Verbrechen liegt nun 4 Jahre zurück.

Die Lage der Hinterbliebenen hat sich dramatisch verschlechtert. Wirtschaftlich sind alle hinter-
bliebenen Witwen und Waisen auf fremde Helfer angewiesen. Auch die Sicherheitslage ist be-
drohlich. Die Hinterbliebenen der Opfer des Kunduz-Kriegsverbrechens haben der deutschen 
Rechtsstaatlichkeit vertraut und die Forderung der Taliban, Waffen in die Hand zu nehmen und 
Rache zu nehmen, abgelehnt. Mehrere Waisenkinder, die das Jugendlichen-Alter erreichen, wer-
den nun von den Taliban angesprochen und es wird ihnen nahegelegt als Krieger gegen den We-
sten anzutreten. Lehnen sie das ab, sind sie gezwungen, ihre Heimat zu verlassen. In die Bun-
desrepublik Deutschland sind mittlerweile fünf dieser Kinder gekommen, sie haben Asylanträge 
gestellt, weil sie nicht am Krieg der Taliban teilnehmen wollen, und aus diesem Grunde von den 
Taliban als Vaterlandsverräter angesehen werden. Soviel zu der anfänglichen Behauptung der 
Politiker der BRD, alle Opfer seien Taliban gewesen.

Das Landgericht Bonn hat Termin zur zweiten mündlichen Verhandlung für den 30. Oktober 2013 
anberaumt. Wie bereits bekannt, wurde durch den Hinweis und den Auflagenbeschluss des 
Landgerichts vom 17.04.2013 der Beklagten auferlegt, nicht mehr mit Nichtwissen alles zu be-
streiten, sondern Beweise, insbesondere die Kommunikation zwischen den amerikanischen Pilo-
ten und der Bodenleitstelle, vorzulegen. Dem kam die Bundesregierung nach, legte aber die 
Kommunikation zwischen den Piloten und Oberst Klein in einer Form vor, die für das Gericht 
angesichts der ungebräuchlichen Abkürzungen und Fachsprache nicht lesbar war. Die 
Übersetzung mussten die Kläger besorgen.  

Dem Gesprächsprotokoll ist eindeutig zu entnehmen, dass alle Versuche der Piloten, vor dem 
Abwurf von Bomben einen Tiefflug vorzunehmen, um die zivile Menschenmenge wegzutreiben, 
von Oberst Klein abgelehnt wurden und wahrheitswidrig die Bedrohung bestätigt wurde.



In dem Verfahren wurde seitens der Kläger weiterer Beweis angeboten, wie die Vernehmung von 
Zeugen (Abgeordnete des afghanischen Parlaments, Augenzeugen, wie amerikanische Offizie-
re).

Die Hinterbliebenen verurteilen nicht nur die Tötung ihrer unschuldigen Familienangehörigen son-
dern auch die Arroganz der Bundesregierung, die bis heute trotz so vieler Beweise und Nachwei-
se sich nicht um den Zustand der Opfer gekümmert hat, vielmehr Waisen und Witwen allein ge-
lassen hat und mit der korrupten Regierung für die Verteilung der unzureichenden Soforthilfe zu-
sammengearbeitet hat und die Gelder zum großen Teil an den korrupten Gouverneur von Kunduz 
und angebliche Menschenrechtsinstitutionen weitergegeben hat. Weiter ist zu verurteilen, dass 
kein Politiker der Regierung der Bundesrepublik Deutschland sich in der Lage sieht, die 
völkerrechtswidrige Tötung dieser unschuldigen Menschen anzuerkennen und sich bei den 
Angehörigen der Opfern zu entschuldigen.

So ist zu befürchten, dass der 4. September als "Schwarzer Tag" in der Geschichte von beiden 
Ländern, Afghanistan und Deutschland, verewigt wird.
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